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			Die Woche des Protests

			Demos von Lehrern, Gewerkschaftern und Frauen
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			Aufnahme von der Gewerkschaftsdemo am Dienstag. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Gleich drei Demonstrationstage hielten in dieser Woche das öffentliche Leben in Argentinien in Atem: Lehrer, Gewerkschafter und Frauen zogen auf die Straße. Die größte Protestveranstaltung wurde am Dienstag vom Gewerkschaftsdachverband CGT organisiert. Rund 300.000 Menschen, so die Schätzung der Organisatoren, folgten dem Aufruf der peronistischen Arbeitnehmervertreter. 

			Die Teilnehmer fanden sich vor dem Produktionsministerium ein, um angesichts stetig steigender Lebenskosten für angemessene Lohnerhöhungen zu demonstrieren. Zum Abschluss der Kundgebung, bei der die drei CGT-Führer Carlos Acuña, Héctor Daer und Juan Carlos Schmid sprachen, kam es zu Tumulten. Vielen Teilnehmern reichte die Ankündigung eines landesweiten Generalstreiks ohne konkretes Datum nicht. Die Gewerkschaftsfunktionäre hatten bei ihren Reden eine genaue Festlegung vermieden. „Ende März oder Anfang April“, sagte Schmid. Genauer wurde es nicht. Nach Ende der Reden stürmten Demonstranten die Tribüne, während die Gewerkschaftsführer unter Schutz die Veranstaltung verlassen mussten.

			Bei seiner Rede hatte Schmid zuvor die Regierung kritisiert. Diese habe versprochen, in 20 Jahren die Armut auf Null runterzufahren. Doch tatsächlich beeile sie sich nur, den Wünschen und Forderungen der Mächtigen gerecht zu werden. „Das vergrößert die soziale Spaltung“, so der Chef der Gewerkschaft der Baggerarbeiter.

			Acuña, der Vorsitzende der Gewerkschaft der Tankstellenarbeiter, forderte von der Regierung anzuerkennen, dass die Inflation „mehr als 40 Prozent“ betrage. Die Staatsführung solle sich für Gespräche öffnen, wie sie sie auch mit anderen führten. „Die CGT wird es nicht zulassen, dass Höchstgrenzen für die Tarifverhandlungen gesetzt werden.“

			Daer, seines Zeichens Vorsitzender der Beschäftigten im Gesundheitsbereich, erklärte, es gebe einen landesweiten Streik, wenn die Regierung in ihrer Sozial- und Arbeitsmarktpolitik keine Korrekturen vornehme. Der Ausstand müsse aber von allen Schichten der Bevölkerung unterstützt werden.

			Auch ansonsten war die Woche geprägt von Streiks und Protesten. Am Montag zogen Tausende Lehrer vor das Erziehungsministerium in Buenos Aires, um ihren Forderungen nach ausreichenden Gehaltserhöhungen Nachdruck zu verleihen. Zudem hatten die Lehrergewerkschaften zu einem landesweiten Streik zum Schulbeginn aufgerufen. Dies hatte zur Folge, dass Millionen Schüler der öffentlichen Schulen nach der knapp dreimonatigen Sommerpause am Montag und Dienstag keinen Unterricht erhielten. 

			Besonders vertrackt ist die Situation in der Provinz Buenos Aires, wo der Streiks um weitere zwei Tage verlängert wurde. Eine Lösung des Konflikts war bis zuletzt nicht in Sicht. In der Hauptstadt und vielen anderen Gliedstaaten normalisierte sich der Schulbetrieb.

			Am Mittwoch zogen Tausende Frauen vom Kongress zur Plaza de Mayo. Anlässlich des „Internationalen Frauentags“ demonstrierten sie gegen männliche Gewalt in der Gesellschaft. Der Weltfrauentag entstand als Initiative sozialistischer Organisationen in der Zeit um den Ersten Weltkrieg im Kampf um die Gleichberechtigung, das Wahlrecht für Frauen und die Emanzipation von Arbeiterinnen. Seit 1999 gibt es auch einen Weltmännertag: Dieser wird am 19. November gefeiert.
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			Die Woche in Argentinien

			CFK vor Gericht 

			Für Cristina Fernández de Kirchner war es keine neue Erfahrung: Am Dienstag musste sich die 64-Jährige bereits ihrer dritten Vernehmung beim Bundesgericht „Comodoro Py“ stellen, seit sie nicht mehr das Präsidentenamt bekleidet. Es ging um das Verfahren „Los Sauces“, bei dem Vorwürfe der Korruption und Geldwäsche im Zusammenhang mit den Hotels der einstigen Präsidentenfamilie in El Calafate im Raum stehen. Cristina erschien pünktlich um 9 Uhr morgens vor dem zuständigen Richter Claudio Bonadio. Die gelernte Anwältin, die auch in ihrer politischen Laufbahn für ihr Redetalent bekannt war, beschränkte sich jedoch darauf, ein vorbereitetes Schriftstück abzugeben. Darin bezeichnete sie die gegen sie vorgebrachten Vorwürfe als „abwegig“. Kirchner behielt sich das Recht vor, bei höheren gerichtlichen Instanzen dagegen vorzugehen. Am Vortag waren bereits Cristinas Kinder Máximo und Florencia Kirchner in der Causa „Los Sauces“ vorgeladen worden. Auch sie lehnten eine mündliche Vernehmung ab und präsentierten stattdessen schriftliche Erklärungen. Im Vorfeld hatte die Verteidigung erreicht, dass man im Falle Florencias von Untersuchungshaft absehe. Máximo ist durch die Immunität, die er als Mitglied der Deputiertenkammer genießt, geschützt.

			Anpfiff mit Verspätung

			In Argentinien rollt ab sofort wieder der Fußball. Wie AFA-Pressesprecher Miguel Hirsch gegenüber dem Tageblatt erklärte, werde der Spielbetrieb der Profi-Ligen nun wieder aufgenommen. Vorausgegangen war ein Streik der Spieler, die wegen ausstehender Gehaltszahlungen den geplanten Spielstart nach der Sommerpause am vorigen Wochenende ausfallen ließen. Solange die Vereine ihre Schulden an die Spieler in Höhe von 260 Millionen Peso nicht beglichen, würden die Kicker nicht auf den Platz gehen, hatte Sergio Marchi, der Generalsekretär der Spielervereinigung FAA, erklärt. In dieser Woche zeichnete sich dann doch eine Einigung zwischen der Gewerkschaft und dem Fußballverband AFA ab. Die Zahlung der Regierung an die AFA zur Weiterverteilung an die Vereine in Höhe von 305 Millionen Pesos floss. Hinzu kommen nun noch 57 Millionen Pesos an Sponsorengeldern, die an die vier Ligen unterhalb der Primera División verteilt werden sollen, sodass die Clubs die Spielergehälter zahlen können. 

			Gutachten entlastet Macri

			Teilerfolg für Mauricio Macri: Nach Einschätzung der staatlichen Abteilung für Finanzinformationen (UIF) gebe es keine Anzeichen, dass sich der Präsident der Geldwäsche schuldig gemacht hätte. Das Gutachten wurde im Rahmen der juristischen Aufarbeitung der Affäre um die „Panama Papers“ erstellt. Vor gut einem Jahr war öffentlich geworden, dass Macri von 2002 bis 2009 als Geschäftsführer einer Briefkastenfirma auf den Bahamas geführt wurde (wir berichteten). Macri hatte die Verantwortung auf seinen Vater, den Bauunternehmer Franco Macri, geschoben. Die Analyse der UIF wurde an den zuständigen Richter Sebastián Casanello übersandt. Sie dürfte der Verteidigung des Präsidenten in die Karten spielen.

			Tödlicher Überfall

			In La Plata hat ein ehemaliger Polizeikommissar zwei Motorradgangster erschossen. Bei einem der Banditen handelte es sich um einen 17-jährigen Cousin von Fußballstar Marcos Rojo, der 2014 mit der argentinischen Nationalmannschaft Vizeweltmeister wurde. Die Räuber hatten den Ex-Polizisten (50) am Montag gegen 22 Uhr im Stadtteil San Carlos angegriffen, als dieser gerade Geld an einem Geldautomaten gezogen hatte. Der einstige Kommissar gab an, er sei mit Feuerwaffen bedroht worden. Daraufhin habe er selber seine Waffe gezogen. Er schoss dem 26-jährigen Iván B. an den Kopf. Rojos-Cousin Jerónimo R. erlitt einen Schuss an der Schulter, an dessen Folgen er morgens im Krankenhaus starb. Der ehemalige Polizist wurde festgenommen.

			Expoagro lockt

			Die Landwirtschaft boomt. Knapp 400 Aussteller nahmen die Gelegenheit wahr, sich bei der Landwirtschaftsmesse Expoagro in San Nicolás im extremen Norden der Provinz Buenos Aires zu präsentieren. Die Agrarschau öffnete am Dienstag im Beisein von Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile ihre Pforten und ist noch bis zum heutigen Freitag geöffnet. Die Expoagro findet auf einem neuen Gelände statt, das auf gut 180.000 Quadratmetern Platz für die verschiedenen Stände bietet. Zudem gibt es Flächen, auf denen neue Landwirtschaftsmaschinen vorgeführt werden können. Die Vergrößerung der Messe spiegelt die gute Stimmung im Agrarsektor wider. Für dieses Jahr wird eine Rekordernte von 130 Millionen Tonnen an Getreide und Ölsaaten erwartet. (AT/mc/dpa)
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			Streiklust

			Bisher hatten sich die Gewerkschaftsführer allgemein seit Präsident Maurico Macri sein vierjähriges Mandat Ende 2015 antrat, zurückhaltend verhalten. Sie protestierten zwar, wann immer sie im Rundfunk und Fernsehen gefragt wurden, aber drohten nicht wie früher mit Streik. Präsident Maurico Macri hatte die Gewerkschafter und Unternehmerverbände zu einem Dialog eingeladen, der mit dem üblichen Diskurs und ohne konkrete Abkommen im Sande verlief.

			Dieses Panorama hat sich in jüngster Zeit verändert. Die vorher untereinander zerstrittenen Gewerkschafter einigten sich. Der traditionelle Spitzenverband, im Kürzel als CGT (Confederación General del Trabajo) bekannt, erwachte, indem ein neues Triumvirat die Leitung übernahm. Héctor Daer (Gesundheitspflege, spanisch „Sanidad“ ATSA), Juan Carlos Schmid (Bagger SPDB) und Carlos Acuña (Tankstellen) vertreten die CGT, ohne dass ein Generalsekretär ernannt wurde, der wie früher als Sprecher der Gewerkschaft auftreten würde.

			Die drei CGT-Sprecher, die bisher keinerlei Streiks oder Aufmärsche verkündet hatten, teilten mit, dass sie zunächst am 7. März eine Kundgebung im Stadtzentrum veranstalten würden und nachher gegebenenfalls einen allgemeinen Landesstreik verkünden würden, der die Wirtschaftstätigkeit weitgehend lahmlegen würde, allerdings mit dem Verlust der Gehälter und Löhne der Arbeiter, sofern sie am Streik mitmachten, wie es dieser Tage mit den Lehrern und Lehrerinnen geschah. Ein Generalstreik kann für die Gewerkschafter nur erfolgreich verlaufen, wenn die mächtige Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (Camioneros) mitmacht, die von Hugo Moyano und seinem Sohn Pablo Moyano geleitet wird. Vater und Sohn Moyano haben wissen lassen, dass sie sich am Generalstreik beteiligen werden.

			Setzen sich die Gewerkschafter mit ihren Lohnforderungen durch, dann nimmt erfahrungsgemäß die Inflation zu, weil die Arbeitgeber die erhöhten Lohnkosten umgehend auf die Preise abladen.

			Ein Generalstreik müsste von Präsident Macri für illegal erklärt werden, so dass im Klartext die Arbeitgeber die betreffenden Gehalts- und Lohnzulagen nicht bezahlen müssten. Den Verlust bezahlen die Arbeitnehmer, die am Streik mitmachen, wogegen die Gewerkschaftsbosse ungehindert ihre sogenannten Sozialwerke zu ihren Gunsten verwalten, deren Beiträge die Arbeitnehmer bezahlen, indem sie zwangsweise von ihren Gehältern und Löhnen allmonatlich abgezogen und den Sozialwerken gutgeschrieben werden. Im Volksmund werden diese Gewerkschaftsbosse verächtlich „Los Gordos“ (die Dicken) genannt.

			Der Aufmarsch vom Dienstag hat außer dem Geschrei mit Plakaten und Sprüchen und dem unvermeidlichen Verkehrschaos nichts gebracht. Alles bleibt wie es war. Die Regierung wird sich hüten, den Protektionismus, den Unternehmersprecher und Gewerkschafter fordern, zu verschärfen, wie es in den Vereinigten Staaten Präsident Donald Trump postuliert.

			Die Kundgebungen und Streikdrohungen heizen das Klima der kommenden Wahlfeldzüge an, die im August (Vorwahlen) und Oktober (allgemeine Parlamentswahlen) stattfinden werden. Das Kandidatengerangel hat bereits begonnen, insbesondere in der oppositionellen PJ (Partido Justicialista, Gerechtigkeitspartei) und in der Regierungskoalition Cambiemos (Verändern wir), in der die Macri-Partei PRO mit den traditionellen Radikalen der UCR (Unión Cívica Radical), deren Absplitterung CC (Coalición Cívica) von Elisa „Lilita“ Carrió und kleinen Splitterparteien verbündet ist. Gewerkschafter pflegen traditionell für die PJ zu stimmen, deren Kandidaten noch nicht bekannt sind.
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			Im Blickfeld: Deutsche Provokation

			Von Stefan Kuhn

			Jetzt ist es passiert. Politiker der türkischen Regierungspartei AKP wurden in Deutschland daran gehindert, Wahlpropaganda für die umstrittene Verfassungsreform des Präsidenten Recep Tayyip Erdogan zu machen. Das ist zunächst eine gute Sache, denn es gibt keinen Grund dafür, Politikern, die die Menschenrechte mit Füßen treten und demokratische Grundregeln missachten, in Deutschland ein Forum zu geben. Auf den ersten Blick weniger gut scheint, dass die Auftrittsverbote keine politischen Entscheidungen waren, sondern wegen Sicherheitsbedenken und organisatorischer Probleme auf kommunaler Ebene gefällt wurden. Viele hätten sich ein politisches Signal aus Berlin gewünscht, denn bisher besteht der Eindruck, Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) lasse sich von Erdogan vorführen, um den Flüchtlingspakt mit der Türkei nicht zu gefährden.

			Und Erdogan macht weiter. Er wirft Deutschland Nazi-Methoden vor, nennt den in der Türkei inhaftierten deutschen Journalisten Deniz Yücel einen „deutschen Spion“ und droht mit Aufruhr, sollte ihn Berlin daran hindern, in Deutschland aufzutreten. Der Nazi-Vergleich ist so ziemlich die höchste verbale Eskalationsstufe, die in Beziehungen zu Deutschland erreicht werden kann. Erdogan sollte da vorsichtig sein, denn mit solchen Ausfällen nimmt ihn international fast keiner mehr ernst. Nicht nur wegen der Absurdität seines Vorwurfs. Wer Oppositionspolitiker einsperren lässt, die Presse knebelt, religiöse und ethnische Minderheiten diskriminiert und das Führerprinzip in der Verfassung verankern will, sollte sich mit Nazi-Vergleichen zurückhalten. Absurd und beunruhigend ist der Vorwurf gegen Yücel, denn der Journalist ist nicht wegen Spionage angeklagt. Erdogan mag wohl angedeutet haben, was da noch kommen könnte.

			Die Bundesregierung reagiert bisher bedächtig. Die Kanzlerin ruft zur Mäßigung auf, und Außenminister Sigmar Gabriel hat seinem türkischen Amtskollegen Mevlüt Cavusoglu deutlich gemacht, dass für Auftritte in Deutschland Anstandsregeln gelten. Dazu gehört auch das Unterlassen von Nazi-Vergleichen. Die Zurückhaltung ist keineswegs verständlich, denn mit einem harten Kurs gegenüber Ankara könnte man im Wahljahr 2017 durchaus punkten. Es steht aber zu viel auf dem Spiel. Nicht nur der Flüchtlingspakt, ein Einreiseverbot für Erdogan könnte den innertürkischen Konflikt auf Deutschland übertragen. Dort leben 1,5 Millionen türkische Staatsbürger. Zusammen mit den türkischstämmigen Bundesbürgern kommt man auf eine Zahl von drei Millionen. Das bedeutet ein gewaltiges Konfliktpotenzial.

			Auf der anderen Seite kann Erdogan bei seiner Verfassungsreform die türkischen Wähler in Deutschland gut gebrauchen. Er hat dort prozentual mehr Zustimmung als in der Türkei. Auf Wahlauftritte könnte er verzichten, nicht aber auf die Kooperation der deutschen Behörden. Die stellen Wahllokale zur Verfügung. Das könnten sie bei einer weiteren Eskalation auch bleiben lassen.

			Weder Berlin noch Ankara dürften ein Interesse an einer weiteren Verschlechterung der Beziehungen haben. Die türkische Opposition schon gar nicht, und an deren Erfolg beim Verfassungsreferendum sollten selbst die größten Erdogan-Kritiker in Deutschland interessiert sein. Es gibt nämlich auch unter AKP-Anhängern Widerstände gegen das auf Erdogan zugeschnittene Präsidialsystem. Die könnten schwinden, wenn sich die Türkei von Deutschland gedemütigt fühlt. Vorhersehbar ist das freilich nicht und deshalb sowohl ein Risiko für Erdogan als auch für seine Gegner.

			Die Forderung, Wahlauftritte türkischer Politiker in Deutschland mit der Freilassung Deniz Yücels zu verbinden, hat wenig Sinn. Man kann davon ausgehen, dass die Bundesregierung mit Schmeicheleien und/oder Drohungen inoffiziell daran arbeitet. Die Türkei könnte das ohne Gesichtsverlust bewerkstelligen, indem sie Yücel die türkische Staatsbürgerschaft entzieht und ihn als deutschen Staatsbürger ausweist. Droht Berlin öffentlich, kommt der Hinweis auf die angeblich unabhängige türkische Justiz.

			Interessant und vor allem amüsant ist ein Vorschlag von Cem Özdemir. Der türkischstämmige deutsche Grünen-Chef hatte vorgeschlagen, die Auftritte türkischer Politiker von Auftritten deutscher Politiker in der Türkei abhängig zu machen. Die Idee ist provokativ und demaskierend. Erdogan hat schon mehrfach deutschen Politikern die Einreise in die Türkei verweigern lassen. Unlängst hinderten die dortigen Behörden Bundestagsabgeordnete daran, deutsche Soldaten im Stützpunkt Incirlik zu besuchen. Man kann sich vorstellen, was Erdogan über einen Auftritt Özdemirs in Istanbul oder Ankara denkt.

			In diplomatischer Hinsicht ist es unmöglich, Erdogan einen Wahlauftritt in Deutschland zu verbieten. Man müsste ihm die Einreise verweigern, und das wird kaum geschehen. Dennoch dürfte der türkische Präsident solch ein Abenteuer nicht wagen. Kommt er, drohen gewaltige Gegendemonstrationen. Schon das allein reicht aus, eine AKP-Kundgebung in Deutschland wegen Sicherheitsbedenken zu untersagen. Ein anderer Grund wäre etwa, dass nicht genug Parkplätze für den erwarteten Besucherandrang vorhanden sind. Dann bliebe ihm nur noch die Kantine des türkischen Generalkonsulats in Köln oder einer der anderen Vertretungen. Natürlich kann Erdogan dagegen bis in die letzte Instanz klagen. Er hat sogar Chancen, denn die deutsche Justiz ist unabhängig.
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			Randglossen

			Ein traditionelles spanisches Sprichwort besagt, „no hay dos sin tres“, zu Deutsch: „es gibt keine zwei ohne eine drei“. Die beiden „zwei“ waren der Aufmarsch im Stadtzentrum am Dienstag und die Drohung eines Generalstreiks vor Ende März. Die drei war der überraschende Streik der Profifußballer gegen die Dachorganisation AFA (Asociación del Fútbol Argentino) nach den Sommerferien im Januar und Februar, so dass die Fortsetzung der Spiele durch den Streik der Fußballer vorübergehend unterbrochen werden musste. Da einige Klubs Pleite in Aussicht stellten, streikten die Profifußballer, bis es schließlich zu einer Regelung kam, der Streik abgeblasen wurde und die Spiele wieder normal ausgerichtet werden. Das Sprichwort, „es gibt keine zwei ohne eine drei“ hat sich abermals bewiesen.

			Neuere Studien belegen: Die soziale Ungleichheit wächst. Und das liegt angeblich an den Frauen. Um das zu verstehen, muss man in der Geschichte ein paar Jahrzehnte zurück. Männer ehelichen dem Klischee nach gerne Frauen, die einkommenstechnisch eine Stufe unter ihnen stehen. Oberarzt heiratet Krankenschwester, war früher die Standardliebesgeschichte. Heutzutage ändern die Karrierefrauen das Bild, und so heiratet nun die Oberärztin den Oberarzt. Gleichberechtigung in Perfektion, und das ist gut so. Bleibt nur das Problem: Die Stände bleiben unter sich und die soziale Ungleichheit verstärkt sich. Und eine Sache ist nach wie vor ungerecht: Die Frau Oberärztin verdient bei gleicher Tätigkeit wie ihr Mann nach wie vor weniger Geld. So setzt sich leider weiterhin das altbackene Muster vom besser verdienenden Mann fort.

			In etwa einem Monat stimmt die Türkei über die Einführung des Präsidialsystems ab, welches sämtliche Macht beim Präsidenten Erdogan bündeln würde. Immer wieder wird dann auch erwähnt, wie wichtig dabei die Rolle der Türken ist, die in Deutschland leben. Dabei ist es irgendwie erschreckend, dass gerade die Menschen, die am wenigsten von den Wahlergebnissen betroffen sein werden, über die Zukunft des Landes entscheiden können. Die junge Generation der Deutsch-Türken kennt die Türkei nur noch als Urlaubs- oder Herkunftsland der Eltern, einen richtigen Bezug zur Kultur haben die Meisten nicht mehr. Diese Unsicherheit macht beeinflussbar, und das weiß wohl auch Erdogan, so erpicht wie er ist, in Deutschland auftreten zu dürfen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,90, gegen $ 15,77 eine Woche zuvor, und lag somit um 1,67% unter Ende Dezember 2016. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 51,49 Mrd., gegen u$s 50,55 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB musste über u$s 1 Mrd. auf dem Markt kaufen, um einen Kursverfall zu verhindern. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.18 bei $ 18,04, was einen jährlichen Zinssatz von 17,55% zum Ausdruck bringt. Bei einem Tageskurs, der allgemein als zurückgeblieben angesehen wird, erscheint es merkwürdig, dass bis Januar 2018 mit einer Abwertung gerechnet wird, die voraussichtlich unter der Inflation liegt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 0,65%, liegt jedoch um 13,68% über Ende 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere weisen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend leichte Zunahmen aus. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,14%; Argentina 2021: -0,19%; Argentina 2026: +0,14%; Argentina 2046: +0,34%; Bonar 2024: +0,34%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 368 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 370), und bei 24 Karat zu $ 525,76 ($ 528,62).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 6.3.17 um 35,96%. Es fällt auf, dass die jährliche Expansionsrate, die in der Vowoche 50% betragen hatte, so stark gefallen ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass im letzten Monat eine Abnahme von 2,87% stattfand, die auf eine anormale Zunahme der Depositen der Banken bei der ZB zurückzuführen ist. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), dass sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, verzeichnet in der gleichen Periode eine Zunahme von 32,25%.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 6.3.17 um 34,42% auf $ 1,67 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 19,36% auf $ $ 1,02 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 156,30% auf u$s 34,59 Mrd., und die Dollarkredite um 161,51% auf u$s 10,24 Mrd.

			***

			Die Banco Nación hat Kredite für Finanzierung von Eigenwohnungen auf 30 Jahre eingeführt, die zu 3,5% bis 4,5% jährlich verzinst werden, aber ausserdem mit dem UVA-Index berichtigt werden. Die monatliche Quote beträgt bei einem Kredit von $ 1 Mio. am Anfang $ 4.000 monatlich. Bei diesen Krediten besteht eine Obergrenze von $ 2 Mio. Die Bank wird für diesen Zweck $ 50 Mrd. bereitstellen, von denen $ 30 Mrd. für das Procrear-Programm eingesetzt werden. Die Banco Nación verwendet jetzt den UVA-Index, den die ZB ausarbeitet, und nicht mehr den eigenen Index.

			***

			Die ZB hat die Mindestreserven um 2 Prozentpunkte gesenkt, von 22% auf 20% bei Girodepositen und von 16% auf 14% bei Fristdepositen. Letztes Jahr waren die Zwangsreserven um 4 Prozentpunkte erhöht worden, so dass sie jetzt immer noch über dem Stand von 2015 liegen. Die Senkung wurde von der ZB dadurch gerechtfertigt, dass sie ab Anfang 2017 keine Banknoten der Banken mehr in Empfang genommen hat, was die Banken zwang, den Austausch von überschüssigem Bargeld unter ihnen zu organisieren, und sie beiläufig auch zwang, höhere als die vorgeschriebenen Pflichtreserven zu haben. Die ZB schätzt, dass die Senkung der Zwangsreserven die Kreditfähigkeit der Banken um $ 30 Mrd. erhöht. 

			***

			Der Rentnerfonds der ANSeS beabsichtigt weitere Aktienpakete zu verkaufen. Im November wurden die Aktien von Petrobras Argentina an Pampa Energía verkauft, und in der Vorwoche die von Solvay Indupa an die brasilianische Unipar Carbocloro, für $ 69,21 Mio. Jetzt werden sechs weitere Fälle untersucht, darunter der Verkauf der Telecom Aktien an Fintech. 

			***

			Die Regierung hat dem Fußballverband AFA in der Vorwoche die letzten versprochenen $ 350 Mio. überwiesen und dabei durch Beschluss des Kabinettschefs 150/17 (Amtsblatt vom 1.3.17) die bilaterale Aufhebung des Vertrages bestätigt, der zwischen dem Amt des Kabinettschefs und der AFA am 20.8.09 bezüglich der unentgeltlichen Übertragung der Fußballspiele über das offene Fernsehen abgeschlossen worden war. Die vom Schatzamt an die AFA übertragenen finanziellen Mittel machten 2009 $ 600 Mio. aus, und stiegen dann mit Schwankungen bis auf $ 1,68 Mrd. 2015 und $ 2,5 Mrd. 2016, so dass es insgesamt fast $ 11 Mrd. waren. Das Problem ist noch lange nicht gelöst: Die Fußballklubs haben das Ausgangsdefizit von $ 500 Mio. jährlich nicht verringert, und sie schulden der AFA über $ 1,5 Mrd. 

			***

			Die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien weist im Februar für Argentinien ein Defizit von u$s 634 Mio. aus, 39% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Dies hat das brasilianische Ministerium für Industrie, Außenhandel und Dienstleistungen ermittelt. Die argentinischen Exporte nahmen gegenüber dem Vorjahr um 3,2% auf u$s 637 Mio. zu, während die Importe um 18,3% auf u$s 1,27 Mrd. stiegen und somit fast doppelt so hoch wie die Exporte waren.

			***

			Das Institut für Konsumstudien Indecom hat ermittelt, dass der Konsum von dauerhaften Konsumgütern, die auf 12 und 18 Monate finanziert wurden, nach dem 31.1.17, als das Programm der transparenten Preise in Gang gesetzt wurde, um 35% gegenüber dem Vorjahr gesunken ist. Nachdem jetzt die Kosten der Finanzierung angegeben werden müssen, und die Güter somit bei Barzahlung billiger sind, sind viele Käufer auf diese Form des Kaufes übergegangen.

			***

			Die Zementlieferungen lagen im Februar 2017 um 0,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 8,7% unter Januar 2017, teilt der Verband der Fabrikanten mit. 

			***

			Im Februar wurden 24.036 Kfz erzeugt, 29,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 10,2% unter Januar 2017, teilt der Verband der lokalen Fabriken Adefa mit. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 65.274 Einheiten um 25,8% über dem Vorjahr und um 23,5% über Januar. Die Exporte lagen mit 12.931 Einheiten um 8,8% unter dem Vorjahr und um 32,6% über Januar 2017. Ohne die Veränderungen der Lagerbestände zu berücksichtigen wären somit im Februar 54.169 Einheiten importiert worden, über vier Mal so viel wie die Exporte. Die Aufgabe des Systems des kompensierten Austausches mit Brasilien, bei dem die Importe nicht viel höher als die Exporte sein durften, hat dazu geführt, dass die brasilianische Industrie stark auf dem argentinischen Markt vorgedrungen ist und lokale Fabrikation verdrängt. 

			***

			Die Arbeitslosigkeit betrug in der Stadt Buenos Aires im 4. Quartal 2016 8%, 1,2% Prozentpunkte über einem Jahr zuvor, teilt das Statistische Amt der Stadt mit. Die aktive Bevölkerung (diejenigen, die arbeiten, plus die, die eine bezahlte Beschäftigung suchen) lag mit 56,1% der Bevölkerung um 0,6% über dem Vorjahr. Somit ist die Hälfte der Zunahme der Arbeitslosigkeit auf die Tatsache zurückzuführen, dass mehr Menschen sich um eine bezahlte Arbeit bemühen. Auffallend ist, dass 60% der Beschäftigten entweder Akademiker sind, oder Studien nach der Sekundarschule abgeschlossen haben.

			***

			Der Gouverneur der Provinz San Luis, Alberto Rodriguez Saa, kündigte Ende der Vorwoche eine Erhöhung der niedrigsten Beamtengehälter von 60,7% an, was auch einen Teil der Lehrer betrifft. Für die Beamten mit höheren Gehältern beträgt die Zulage 38%, mit einem Minimum von $ 4.000. Kein Staatsangestellter soll weniger als $ 11.000 verdienen. Diese Zunahmen liegen weit über denen, die die Regierung der Provinz Buenos Aires bietet. Wie die Provinz San Luis diese Erhöhungen finanzieren wird, wurde nicht mitgeteilt. Auf alle Fälle wird es dafür keine Zuschüsse des Bundesstaates geben.

			***

			Durch Beschluss 4003-E der AFIP wurde der Artikel der jüngsten Reform des Gewinnsteuergesetzes reglementiert, die einen Abzug von 40% der Mieten für eine Wohnung beim versteuerbaren Einkommen erlaubt.

			***

			Im Februar wurden 115.035 gebrauchte Kfz verkauft, 5,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comercio Automotor). Das erste Bimester lag um 8,67% über dem Vorjahr.

			***

			Im Februar lag der Mengenumsatz des Einzelhandels um 4,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Das erste Bimester lag um 3,3% unter dem Vorjahr. Die größten Abnahmen entfallen im Februar auf Uhren (-7,1%), Schuhe (-6,6%) und Spielzeuge (-6,6%). 

			***

			Die Regierung hat den neuen Plan für die kommerzielle Luftfahrt im Land vorgestellt, der einigen privaten Luftfahrtfirmen die Genehmigung erteilt, bestimmte Strecken (zum Teil neue) zu bedienen. Doch die kolumbianische Avianca, die schon informell zugelassen worden war, muss noch warten, bis der Fall mit dem Kauf des Unternehmens Mac Air, die dem Macri-Konzern gehörte, durch Avianca, untersucht wird. In diesem Fall besteht eine Strafanzeige des Staatsanwaltes Di Lello gegen Präsident Mauricio Macri und Transportminister Guillermo Dietrich, die auf der Vermutung beruht, dass der Kauf von Mac Air eine Art Bestechung gewesen sei, um die Zulassung von Avianca im argentinischen Binnenverkehr zu erlauben. Dass muss jetzt geklärt werden.

			***

			Die Regierung hat per Notstandsdekret 139/17 die Frist für den Kauf eines Staatsbonds auf 7 Jahre ohne Zinsen, der in die Weißwaschung eingeschlossen ist, bis Ende März 2017 verlängert. Die ursprüngliche Frist war am 31. Dezember 2016 abgelaufen. 

			***

			Die Regierung hat einen Preis von u$s 7,50 je Mio. BTU für das Gas festgesetzt, das im Gebiet „Vaca Muerta“ gefördert wird. Dieser Preis liegt über dem international allgemein gültigen. Der Preis soll jedoch 2019 auf u$s 7, 2020 auf u$s 6,50 und 2021 auf u$s 6 fallen. Bei der Gaspolitik geht es darum, einen Sprung bei der lokalen Förderung herbeizuführen, der dann erlaubt, den Import von verflüssigtem Gas stark zu verringern. Der Preis für dieses Gas liegt auf alle Fälle weit über dem neuen Preis für Gas aus „Vaca Muerta“.

			***

			Der Construya-Index, den die wichtigsten Produzenten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im Februar 2017 um 6,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 8,2% über Januar 2017. Die Produkte, die dieser Index erfasst, sind folgende: Zement, Keramikziegel, Rundstahl, Fensterrahmen aus Aluminium und Stahl, Keramikböden und -verkleidungen, Farben, Klebstoffe, Ausstattungen für Toiletten und Röhren.

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat hat eine dritte Fahrbahn bei der Autobahn Buenos Aires-La Plata, von Hudson bis La Plata, ausgeschrieben. Die Kosten wurden auf $ 450 Mio. veranschlagt. Die Autobahn hat eine Gesamtlänge von 62,5 km, jedoch von Hudson bis La Plata nur von 22 km.

			***

			Die ZB hat bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag in der 14. Woche in Folge den Zinssatz für Titel auf 35 Tage bei 24,75% belassen. Auch diese Woche hat die ZB nicht mitgeteilt, wie hoch der untergebrachte Lebac-Betrag und wie hoch die Amortisationen waren.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Deputierten als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen ermittelt, genannt „Kongressindex“, weist im Februar eine Zunahme von 2,1% aus und in 12 Monaten eine von 34,3%. Die Zunahme war durch die Tariferhöhungen bei Strom und auch durch den Sprung bei Gesundheitsausgaben beeinflusst.

			***

			Die ZB hat bekanntgegeben, dass die Erhebung über Inflationserwartungen (REM), die sie durchführt, ergeben hat, dass die befragten Ökonomen für 2017 durchschnittlich mit einer Inflation von 20,8% rechnen.

			***

			Die durchschnittliche Auslastung der Kapazität liegt bei der Industrie im Januar 2017 bei 60,6%, gegen 62.9% im gleichen Vorjahresmonat, hat das INDEC ermittelt. Die Beschäftigung der Industrie nahm im gleichen Zeitraum um 3,8% ab, was 47.823 Arbeitsplätze weniger darstellt, teilt das Arbeitsministerium mit. 

			***

			Durch Dekret 145/17 hat die Regierung die Vergabe von Krediten in Höhe von $ 5 Mrd. für kleine und mittlere Unternehmen verfügt, die für Investitionen und Arbeitskapital bestimmt sind, einschließlich Zahlung von Löhnen. Der Zinssatz schwankt zwischen 11% und 15,5%, und der Staat zahlt dabei der Bank eine Subvention. Der Kredit hat in jedem Fall eine Obergrenze von $ 10 Mio. In einer ersten Etappe sollen Kredite für $ 2 Mrd. vergeben werden, und dann im April, in einer zweiten $ 3 Mrd.

			***

			Die Regierung hat per Dekret (Amtsblatt vom 6.3.17) der Hypothekenbank das Monopol der Procrear-Kredite entzogen. Diese Bank wird vom IRSA-Konzern (Eduardo Elzstain) kontrolliert, obwohl das Kapital mehrheitlich staatlich ist. Außerdem wurde das Exekutivkomitee des Procrear-Programmes von der ANSeS auf das Innen-, Bauten- und Wohnungsministerium übertragen, das von Rogelio Frigerio geleitet wird. Das Procrear-Programm wurde vor einigen Jahren unter der Regierung von CFK eingeführt, und es besteht in weichen Krediten für Eigentumswohnungen, die der Kreditnehmer auf einem eigenen oder vom Staat bereitgestellten Grundstück baut. Abgesehen davon, dass sich jetzt auch andere Banken am Programm beteiligen können, verhandelt die Regierung mit der Hypothekenbank über die Provisionen.

			***

			Die Regierung hat die Gehälter der Offiziere der Streitkräfte um 14,5% erhöht, dabei aber Zusatzzahlungen für „Verantwortung“ und „hierarchische Verantwortung“ abgeschafft. Die obersten Stufen, also ein Generalleutnant, ein Admiral und General der Luftwaffe („Brigadier“), erhalten jetzt monatlich $ 38.811, gegen vorher $ 31.896. Im untersten Rang der Skala erhält ein Korporal jetzt $ 12.294.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasilien erreichte im Februar 2017 einen Handelsbilanzüberschuss von u$s 4,56 Mrd., 49,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Exporte betrugen u$s 15,47 Mrd. und die Importe u$s 10,91 Mrd. Die ZB rechnet dennoch für das ganze Jahr mit einem Überschuss, der unter dem von u$s 44 Mrd. des Vorjahres liegt.

			***

			Brasilien hat die schlimmste Rezession seit der von 1930/31 erlebt. Das Statistische Amt (IBGE) hat ermittelt, dass das Bruttoinlandsprodukt 2016 um 3,6% gesunken ist, nach einem Rückgang von 3,8% im Jahr 2015. 1930 hatte die BIP-Abnahme 2,1% betragen und 1931 3,3%. Wirtschaftsminister Henrique Meirelles erklärte, jetzt sei das Land endlich zur Normalität zurückgekehrt, und das Land wachse erneut.

			***

			Einer der Geschäftsführer des brasilianischen Bauunternehmens Odebrecht, Hilberto Mascarenhas, gab bekannt, dass die Firma in der Periode 2006 bis 2014 insgesamt u$s 3,39 Mrd. für illegale Zahlungen für Wahlkampagnen in Brasilien, anderen lateinamerikanischen Ländern und auch afrikanischen, gezahlt habe.

			***

			In Brasilien lag der Index der Industrieproduktion im Januar 2017 um 1,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, womit 34 Monate mit negativer Entwicklung beendet wurden, teilt das Statistische Amt (IBGE) mit.

			***

			Der Techint-Konzern hat über seine Filialen Techint Ingeniería & Construcción, Tecpetrol, Tenaris und Ternium ein Kraftwerk von 900 MW in Mexiko (Staat Nueva Leon) für den Staat fertiggestellt, das 28 Monate Bauzeit und eine Investition von ca. u$s 1 Mrd. beansprucht hat. 

			***

			In Mexiko erlebt der Tourismus Hochkonjunktur. 2016 reisten 35 Mio. Touristen ins Land, 9% mehr als 2015. Die Deviseneinnahmen lagen dabei um 10% höher, und der Saldo der Tourismusbilanz hat sich 2016 gegenüber dem Vorjahr um 22% verbessert. Das Phänomen wird auf die Schwäche der mexikanischen Währung und die gute Konjunktur in den USA zurückgeführt, das Land, aus dem zwei Drittel der Touristen stammen.

			***

			Nach der Liberalisierung des mexikanischen Energiemarktes hat der staatliche Erdölkonzern Pemex sein erstes Joint Venture mit einem privaten Unternehmen geschlossen. Gemeinsam mit dem australisch-britischen Konzern BHP Billiton will Pemex künftig das Ölfeld Trión im Golf von Mexiko ausbeuten. „Das Abkommen markiert den Beginn einer neuen Etappe für Pemex und macht Schluss mit dem alten Modell, das uns so viele Grenzen auferlegt hat“, sagte Energieminister Pedro Joaquín Coldwell bei der Vertragsunterzeichnung am Freitag. Das Ölfeld Trión vor der Küste des mexikanischen Bundesstaats Tamaulipas verfügt über Reserven von bis zu 485 Mio. Barrel. Pemex und BHP Billiton wollen dort gemeinsam Öl und Gas fördern. Die Unternehmen rechnen mit notwendigen Investitionen u$s 11 Mrd. Der Vertrag läuft über 35 Jahre und kann um 15 Jahre verlängert werden. (dpa)

			***

			Die bolivianische Regierung hat die zugelassene Fläche für Coca-Pflanzungen von 12.000 ha auf 22.000 ha erhöht. Das gewonnene Kokain soll angeblich von der Pharmaindustrie verwendet werden. Es ist jedoch unvermeidlich, dass ein Teil in dem illegalen Handel fliesst, wo mehr für das Kokain bezahlt wird.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Sancor

			Dieses große Unternehmen der Milchindustrie, das eine Genossenschaft von Milchbauern der Provinzen Santa Fé und Córdoba (daher der Namen) ist, hat letzte Woche die Betriebe in den Ortschaften Brinkmann, Charlone, Moldes und Centeno geschlossen und keine Milch empfangen. Die Schuld gegenüber den Lieferanten erreicht schon bis zu 180 Tagen. Die Firma befindet sich einer extrem schwierigen finanziellen Lage, und hatte von der Regierung einen (weichen) Kredit von $ 4 Mrd. gefordert, der verweigert wurde. Vor einem Jahrzehnt befand sich das Unternehmen schon in einer Krisenlage, die durch ein großes Geschäft von Lieferung von Trockenmilch nach Venezuela überwunden wurde. Doch Ende 2015 ist dieses Geschäft mit einer letzten Zahlung von u$s 80 Mio. abgelaufen. Sancor hat schon einige Teile des Unternehmens verkauft, um sich zu sanieren. Doch das hat nicht entfernt ausgereicht. Da es sich nach Mastellone Hnos. (Marke „La Serenísima“) um das bei weitem größte Milchunternehmen des Landes handelt, bereitet die Sancor-Krise allgemein große Sorge.

			Nextel

			Dieses Mobiltelefonunternehmen des Clarín-Konzerns erhielt von der Regierung durch Beschluss 1299-E des Fernverbindungsamtes ENACOM die Zulassung für die Verwendung der Technologie 4G. Nach Movistar (Telefónica), Personal (Telecom) und Claro (vom Mexikaner Slim) ist Nextel jetzt das vierte Unternehmen mit dieser Technologie. Das Spektrum, das jetzt übertragen wurde, wird von ENACOM mit u$s 178 Mio. bewertet. Davon muss man jedoch den Wert der Frequenzen abziehen, die Nextel zurückgibt. Es wird geschätzt, dass Nextel um die u$s 500 Mio. für den Ausbau des neuen Netzes investieren muss. Unter den Kirchner-Regierungen war dem Clarín-Konzern der Zugang zur Technologie 4G verweigert worden. Damals wurde die vierte Lizenz an Arlink (von Daniel Vila und José Luis Manzano) zugeteilt, die jedoch den Preis für dies nicht zahlten, so dass ihnen die Lizenz wieder entzogen wurde.
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			Die schwierige Bändigung der Inflation

			Nachdem die Inflation im ersten Halbjahr 2016 davongelaufen war, mit einer Jahresrate, die gemäß verschiedenen Preisindices 40% übersteigt (Der neue offizielle Index beginnt erst im Mai 2017), hat Präsident Macri der Senkung der Inflationsrate erste Priorität verliehen, und dabei auch einen bescheidenen Erfolg erzielt, mit einer monatlichen Inflationsrate von Juli 2016 bis Februar 2017 von durchschnittlich 1,5%. Diese Inflation zielt auf bis zu 20% im Jahr hin, halb so viel wie es bis Mitte 2016 war. 

			Ob die Senkung der Inflationsrate ein dauerhafter Erfolg oder eine vorübergehende Erscheinung ist, wird sich noch zeigen. Der Erfolg, der ab Juli 2016 erzielt wurde, beruht einmal auf dem stabilen Wechselkurs, der leicht schwankt, aber sich um die $ 16 pro Dollar hält. Dann wurden die Lohnerhöhungen, die ab März galten, schon im ersten Halbjahr auf Preise abgewälzt. Und schließlich wirkte auch die Rezession. Doch jetzt tauchen Gewitterwolken am Horizont auf.

			Das Wechselkursproblem

			Einmal ist der Wechselkurs wieder notorisch zurückgeblieben, was allerlei Probleme schafft, an erster Stelle zu erhöhten Importen vieler Produkte führt, die mit lokalen Produkten konkurrieren und dank niedrigem Wechselkurs konkurrenzfähiger sind. Ebenfalls hemmt dies die Exporte von Industrieprodukten und solchen der Landwirtschaft der Gebiete außerhalb der sogenannten „feuchten Pampa“. Der Wirtschafter Guillermo Nielsen wies darauf hin, dass der Dollar normalerweise so viel koste, wie ein Liter Superbenzin, der heute zu $ 20 verkauft wird. Andere Berechnung gelangen sogar auf höhere Zahlen, gelegentlich von bis zu $ 30 pro Dollar, was jedoch übertrieben ist.

			Wenn die Regierung abwertet, und sei es „nur“ auf $ 20, dann springt der Index der Konsumentenpreise davon. Während in Ländern mit einigermaßen stabilen Preisen oder einer einstelligen Inflation der Wechselkurs schwanken kann, ohne das interne Preisniveau wesentlich zu beeinflussen, überträgt sich in Argentinien eine Abwertung sofort und zwar auch auf Preise, die nichts oder kaum etwas mit dem Kurs zu tun haben. Eine Inflation, die 1945 begann und nur von 1991 bis 2001 und vorher 1952 unterbrochen wurde, mit dreistelligen Zahlen von Mitte 1975 bis Anfang 1991, mit drei Hyperinflationswellen (jeweils mit Höhepunkt im März 1976, 1989 und 1990), wirkt sich auf das Verhalten der Gesellschaft aus, und das muss man als Tatsache hinnehmen. Das Fazit dieser Überlegung ist, dass Macri wohl kaum abwerten wird, eben weil er der Senkung der Inflationsrate Priorität gegeben hat. Die Probleme des zurückgebliebenen Wechselkurses müssen anders gelöst werden, was gewiss nicht einfach ist, vor allem wenn man einen Rückfall in die Devisenbewirtschaftung vermeiden will.

			Die Größenordnung der Lohnzulagen

			Der zweite Aspekt, der die Inflationsrate bestimmt, besteht in den Lohnzulagen. Die Regierung zielt unterschwellig auf 20% bis 25% hin, was weniger als die 30% bis 40% von 2016 wären. Im öffentlichen Bereich sollen es um die 20% sein, und im privaten in einigen Fällen mehr und in anderen weniger, je nach der Lage der einzelnen Branchen und Unternehmen. Die Entscheidung über die Größenordnung der Zulagen beim Staat im weiteren Sinn wird diese Woche getroffen, mit den Lehrern in der Provinz Buenos Aires. Die Gouverneurin María Eugenia Vidal hat 18% in vier Quartalsraten geboten, plus der Inflation, wenn diese gemäß Preisindex des INDEC 18% übersteigt, was höchstwahrscheinlich der Fall sein wird. Die Gewerkschaften fordern jedoch, dass der Reallohnverlust des Vorjahres aufgeholt wird, was mindestens 5 Punkte mehr bedeutet. Sie gehen von 35% aus. Die Gouverneurin ist nicht darauf eingegangen, hat jedoch als Kompromisslösung eine einmalige Zulage von bis zu $ 2.000 bei Schulbeginn angeboten, was die Gewerkschaften abgelehnt haben. Somit kam es zu einem landesweiten Lehrerstreik am Montag und Dienstag, mit wenigen Ausnahmen. Der Streik ist illegal, weil die Gewerkschaften die obligatorische Schlichtungsfrist nicht geachtet haben, so dass den Lehrern $ 650 pro Streiktag abgezogen werden. 

			Der Fall der Lehrergehälter ist einmal von Bedeutung, weil ca. 60% der Provinzangestellten Lehrer oder im Schulwesen tätiges Personal sind. Doch außerdem gilt diese Erhöhung dann automatisch für den Rest des Personals der Provinzverwaltung. Abgesehen davon wirkt sich die Entscheidung, die in der Provinz Buenos Aires getroffen wird, auf die anderen Provinzen aus, und schließlich auf den ganzen staatlichen Bereich, einschließlich der Nationalregierung. Und was der Staat gibt, gilt dann auch als Referenz oder Untergrenze für den privaten Bereich.

			Allein, hier ist auch die Konjunktur entscheidend. In Rezessionszeiten pflegen die Unternehmer unnachgiebiger zu sein, einmal, weil sie Schwierigkeiten haben, Lohn- und Gehaltserhöhungen zu verkraften, und dann weil ein Streik ihnen oft gelegen kommt, weil sie die Streiktage nicht bezahlen und Geld sparen. Es wäre somit wichtig, dass die Arbeitsabkommen für dieses Jahr so bald wie möglich abgeschlossen werden. Denn wenn die Konjunktur wieder besser wird, dann kommen sofort höhere Lohnforderungen auf.

			Das Tarifproblem 

			Der dritte Aspekt, der das Preisniveau bestimmt, besteht in den Tarifen für öffentliche Dienste. Diese sollen bei Strom, Gas, Wasser und auch beim städtischen Personentransport über die allgemeine Inflation hinaus erhöht werden, und dabei ziehen sie diese in die Höhe. Das Problem ist nicht einfach, wie es prinzipiell der Fall ist, wenn es um Änderung der relativen Preise geht. Weltweit werden Probleme dieser Art zunächst gelöst, indem diese Preiserhöhungen aus dem allgemeinen Index ausgeklammert werden. Dabei ist der Begriff der „Kerninflation“ (core inflation) aufgekommen, also Inflation ohne außerordentliche Faktoren, die dann bei Indexierungen verwendet wird. Im konkreten Fall Argentiniens sollte ein Index berechnet werden, der nur die sozialen Tarife berücksichtigt, der dann bei der Lohndiskussion verwendet wird. Und dann sollte wieder auf einen nationalen Index übergegangen werden, weil die Tarife öffentlicher Dienste im Landesinneren allgemein schon viel höher als in Groß-Buenos Aires sind, so dass die Zunahmen prozentual viel geringer ausfallen. Man hat den Eindruck, dass die für Wirtschaft zuständigen Minister über dieses Thema kein klares Konzept haben. Es ist höchste Zeit, dass sie dies nachholen.

			Das monetäre Problem

			Die Inflation wird auch von der monetären Seite angetrieben, und hier ist eine gefährliche Entwicklung in Gang gekommen. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) ist in der Vorwoche um 50% jährlich gestiegen, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um über 30%. Vor einigen Monaten war es in beiden Fällen etwa die Hälfte. Die Möglichkeit der Sterilisierung durch Ausgabe von Lebac-Titeln der ZB besteht kaum noch, und wenn, dann nur zu höheren Zinsen. Der Lebac-Zinssatz wird als Referenz für andere Zinsen genommen, die dann auch erhöht werden. Und dies hat eine rezessive Wirkung, die die Regierung vermeiden will. In der Vorwoche hat die ZB die Zwangsreserven der Banken auf ihre Depositen um 2 Prozentpunkte gesenkt, was die Kreditfähigkeit der Banken um $ 30 Mrd. erhöht. Auch dies wirkt monetär expansiv. Offensichtlich macht sich die ZB-Führung keine großen Sorgen über den hohen Rhythmus der Geldschöpfung.

			Wenn die Inflation von der Kostenseite gebändigt wird, dann sollte die monetäre Expansion sich positiv auf die Wirtschaft auswirken, da dann die höhere nominelle Nachfrage auch zum Teil eine reale Zunahme darstellt. Dieses Schema funktioniert allerdings nur, wenn der Geldüberhang nicht in einem Ansturm auf die ZB zum Ausdruck kommt. Gegenwärtig ist die Lage so, dass die ZB-Reserven zunehmen, weil ein Angebotsüberschuss auf dem Devisenmarkt besteht, der sich durch Auslandskredite ergibt. Wenn die schon gewährten Kredite der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft ausgezahlt werden, und dann noch private Kredite und auch Kapitalinvestitionen und Überweisungen von weißgewaschenen Auslandsdepositen hinzukommen, dann wird der Angebotsüberschuss auf dem Devisenmarkt trotz zurückgebliebenem Wechselkurs andauern. Das stellt zusammen mit dem Defizit der Staatskasse die Ursache der hohen Geldschöpfung dar.

			Die Wirtschaftspolitik steht vor einem sehr schwierigen Gratwanderung. Wenn es gelingt, die Abwertung in engen Grenzen zu halten und die Lohnerhöhungen mit einer Inflation von etwa 20% im Jahr Einklang zu bringen, und dabei auch die monetäre Expansion auf dem gegenwärtigen Stand verbleibt, dann kann die Gesamtrechnung mit einer Erholung der Wirtschaft aufgehen. Allerdings muss dabei noch intensiv auf den Einzelgebieten gearbeitet werden, die die Wirtschaft bilden, an erster Stelle dem Staat und seiner Struktur, und an zweiter Stelle der Außenhandelspolitik.
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			Gewollte und ungewollte Privatisierungen

			In den 90er Jahren wurden zahlreiche Staatsunternehmen privatisiert, von denen viele öffentliche Dienste betrieben und andere, wie das Stahlwerk Somisa, heute Siderar, normale Industrieunternehmen waren. Ebenfalls wurden Straßen, Häfen und Flughäfen an private Unternehmer übergeben. In all diesen Fällen handelt es sich um Regierungsentscheidungen, die der damalige Präsident Carlos Menem nur durchsetzen konnte, weil er einer sehr schwierigen Lage gegenüber stand, mit zwei Hyperinflationswellen in einem Jahr. Die Politiker waren mehrheitlich für Staatsunternehmen, und sind es auch heute noch, obwohl die Menem-Privatisierungen mit wenigen unbedeutenden Ausnahmen sehr erfolgreich waren. 

			An erster Stelle sticht die Privatisierung des staatlichen Telefonunternehmens Entel hervor, dank der das Land von 2,7 Mio. festen Anschlüssen im Jahr 1990 auf über 8 Mio. feste Anschlüsse und um die 60 Mio. Mobiltelefone übergegangen ist, wobei auch ein qualitativer Sprung einsetzte. An zweiter Stelle stand die Privatisierung des Hafens von Buenos Aires, der unter staatlicher Regie sehr teuer, unsicher und ineffizient war, und somit international als „schmutziger Hafen“ eingestuft wurde. Seit der Privatisierung funktioniert er sehr gut. Frachter, die früher zwei Wochen im Hafen lagen, um zu entladen und aufzuladen, werden jetzt in zwei Tagen abgefertigt.

			Mit Néstor Kirchner trat die alte Mentalität wieder krass zum Vorschein: Er verstaatlichte das sehr effiziente private Wasserversorgungsunternehmen Aguas Argentinas, dann auch das Luftfahrtunternehmen Aerolineas Argentinas, die Post, das Radarsystem der Flughäfen und verringerte bei Betreibern öffentlicher Dienste den Handlungsspielraum drastisch. Doch er blieb bei der Strom- und Gaswirtschaft vor einer totalen Rückverstaatlichung stehen. Von Präsident Mauricio Macri nimmt man an, dass er nicht staatswirtschaftlich eingestellt ist und auch für Privatisierungen eintritt. Doch er tut nichts in dieser Beziehung. Ob ihm die Einsicht in das Thema, die tiefere Überzeugung oder der Mut fehlt, oder all dies, lässt sich nicht sagen.

			Vor Menem gab es auch Privatisierungen, aber wenige, wobei die wichtigste weltweit atypisch war. Das städtische Omnibussystem hatte sich ursprünglich privat entwickelt, wurde dann in den 30er Jahren (von einer konservativen Regierung) verstaatlicht. Das zuständige Staatsunternehmen kaufte gelegentlich Omnibusse in Italien, die jedoch mechanisch so kompliziert waren, dass sie bei Motorenproblemen einfach irgendwo abgestellt und nicht mehr verwendet wurden. Daraufhin wurde eine Gruppe von Chauffeuren dieser Omnibusse 1954 beim Transportminister Maggi vorstellig, dem sie den Antrag stellten, ihnen die Omnibusse zu übergeben, mit bestimmten Strecken, wobei sie den gleichen Tarif wie die staatlichen erheben würden. Der Minister legte den Fall dem damaligen Präsidenten Perón vor, der sehr erstaunt war, da diese privaten Betreiber keine Subvention forderten, während das staatliche Omnibusunternehmen einen hohen Verlust abwarf. Er stimmte zu, und in wenigen Monaten waren diese verschrotteten Omnibusse auf den Straßen und lieferten einen normalen Dienst. Doch sofort kamen die anderen Omnibuschauffeure und wollten, dass man auch ihnen die Busse übertrage. Perón willigte ein, aber die Gewerkschaft funkte dazwischen, und Perón konnte sich nicht durchsetzen. Erst nach der Revolution vom September 1955 mit Pedro E. Aramburu als Präsident wurde diese Privatisierung vollzogen. Argentinien gelangte hier, gemessen an Kosten, Tarifen und Effizienz, zum besten System des Omnibustransportes der ganzen Welt. Dies hat die britische Regierung viel später wahrgenommen und das gleiche Modell für die Privatisierung des staatlichen Lastwagenunternehmens verwendet. In Argentinien wurde diese Privatisierung später unter Präsident Arturo Frondizi vollendet. Jahre danach entstanden auf dieser Grundlage Unternehmen, die zunächst von ehemaligen Chauffeuren geleitet wurden, die somit zu Unternehmern aufstiegen, wobei dann neue größere Omnibusse eingesetzt wurden. Es gab dabei Subventionen, um die Tarife niedrig zu halten, aber das System blieb bis heute privat. Dieser Privatisierungsprozess begann somit mit einem Zufall, nämlich dem Kauf der italienischen Omnibusse, der dann staatliche Entscheidungen herbeiführte. Diese Privatisierung war weltweit einzigartig und wäre gerade deshalb wohl kaum von einer Regierung ohne die zufälligen Geschehnisse, die wir hier darstellen, entschieden worden. Denn das Konzept des staatlichen Monopols des öffentlichen Personentransports gilt weltweit. 

			Auch auf anderen atypischen Gebieten ist die Privatisierung in Argentinien wie in keinem anderen Land vorangekommen: der Gesundheit, der persönlichen Sicherheit und ganz besonders bei der Erziehung. Bei der Gesundheit haben sich in den letzten 50 Jahren mehrere Institutionen gebildet (genannt „prepagas“), die einen guten Dienst gegen eine monatliche Zahlung liefern, was bei privaten Unternehmen, auch solche, die zivile Gesellschaften ohne Gewinnstreben sind, wie das Deutsche Hospital, eine bedeutende Expansion gefördert hat. Auch die gewerkschaftlichen Sozialwerke, die 1968 geschaffen wurden, sind im Wesen eine Form der Privatisierung, bei der die Gewerkschaften als Unternehmer auftreten. All dies war indirekt eine Folge der mangelhaften Verwaltung der öffentlichen Hospitäler, ohne die die meisten Patienten diesen Gratisdienst verwendet hätten.

			Was persönliche Sicherheit betrifft, so hat die Unzulänglichkeit der Polizei und die zunehmende Kriminalität, auch der Terrorismus, dazu geführt, dass sich zahlreiche Privatunternehmen gebildet haben, die Sicherheit bieten. Das hat es vor einem halben Jahrhundert in Argentinien nur ausnahmsweise gegeben und ist auch in der zivilisierten Welt nicht üblich. In der Stadt Buenos Aires gab es zeitweilig mehr private als staatliche Polizisten, was ein anormaler Zustand ist, der erst unter Macri als Stadtoberhaupt mit der Bildung der Stadtpolizei (Metropolitana) überwunden wurde.

			Doch der Hauptbereich der Privatisierung besteht in Argentinien beim Schulwesen, ganz besonders bei der Primarschule, und sehr betont in der Bundeshauptstadt und Umgebung. Auch bei der tertiären Ausbildung kamen nach der Zulassung privater Universitäten unter Frondizi zahlreiche private Institute auf. In diesem Fall ist dies auf eine politische Entscheidung zurückzuführen, die für Frondizi nicht einfach war, weil es ein allgemeines Vorurteil gegen private, besonders katholische, Universitäten gab. Jetzt leben öffentliche und private Universitäten friedlich zusammen, wobei die staatlichen über 80% der Studenten betreuen. Aber die Präsenz privater Universitäten hat auch als Ansporn für die Modernisierung und Erneuerung der staatlichen gewirkt. 

			Bei der Primar- und Sekundarerziehung handelt es sich um eine faktische Entwicklung, die die verschiedenen Regierungen zugelassen haben. Der Übergang von Schülern von der öffentlichen auf die private Erziehung ist eine direkte Folge der Dekadenz der staatlichen Schulen, die auf die Macht der Gewerkschaft CTERA zurückzuführen ist, die sich um Lehrerprivilegien aber nicht um die Erziehung bemüht hat. Die Entlassung eines schlechten Lehrers ist in einer staatlichen Schule ein kompliziertes und lang dauerndes Verfahren, so dass die Schulleiter meistens darauf verzichten. In einer privaten Schule ist dies eine sofortige Entscheidung. Die Möglichkeit der Entlassung führt die Lehrer dazu, sich um eine gute Leistung zu bemühen. Es spricht für die argentinische Gesellschaft, dass die Eltern der Erziehung ihrer Kinder eine so große Bedeutung verleihen, dass sie bereit sind, viel zu zahlen, auch wenn sie sonst schon knapp bei Kasse sind, um ihren Nachkommen eine bessere Erziehung zu geben. 

			Die Lehrerstreiks stellen eine phänomenalen Impuls für dieses Verhalten dar, und sie erklären, dass dieses Jahr in der Provinz Buenos Aires zwei Drittel der neuen Primar- und Sekundarschüler bei privaten Anstalten angemeldet wurden. Das ist ein völlig anormaler Zustand. Hier und auf der ganzen Welt.

			Zwischen 2003 und 2010 ist die Zahl der Schüler bei öffentlichen Anstalten um 1% gewachsen, die der privaten um 20%. Die Privatschulen haben landesweit einen Anteil von 27% an den Schülern was im internationalen Vergleich, auch im historischen mit früheren Zeiten in Argentinien, anormal hoch ist. Doch in der ersten und zweiten Klasse steigt der private Anteil im letzten Jahrzehnt von 26% auf 38%, was noch anormaler ist. Die öffentlichen Schulen haben in 10 Jahren 31.000 Schüler eingebüßt.

			Auffallend dabei ist, dass diese faktische Privatisierung besonders unter staatswirtschaftlich und sozialistisch eingestellten Regierungen stattgefunden hat, während die staatliche Erziehung besonders unter konservativen absoluten Vorrang hatte. Bis vor einigen Jahrzehnten gab es im privaten Bereich nur die katholischen Schulen (besonders die des Salesianers Don Bosco) und die der Einwanderergemeinschaften, besonders deutsche und englische. Doch in den letzten Jahrzehnten sind viele andere hinzugekommen, auch billigere, die qualitativ nicht so gut sind, aber dennoch eine bessere Erziehung als die öffentlichen Schulen bieten, u.a. weil nicht gestreikt wird und weil sie schlechte Lehrer entlassen können. Dieses Phänomen zeigt, dass mehr Familien des unteren Mittelstandes auf private Schulen übergegangen sind. 

			Das Ergebnis dieser Tendenz besteht in einer Hemmung des sozialen Aufstieges der Armen, die öffentliche Schulen besuchen, und eine mangelhafte Ausbildung erhalten, was sie für ihr ganzes Leben belastet. Die Macri-Regierung, und besonders Gouverneurin Vidal, haben ihren Willen geäußert, die öffentliche Erziehung zu verbessern und zu stärken. Wissen sie, was dies bedeutet? Sind sie sich dabei bewusst, dass sie es dabei mit den Gewerkschaften aufnehmen und einen Konflikt durchstehen müssen, der viel virulenter als der der letzten Woche sein würde? Wissen sie, dass sie das Lehrerstatut ändern müssen, was bedeutet, dass das Parlament einem Gesetz in diesem Sinn zustimmen müssen? Wir sind in dieser Beziehung skeptisch.

			 

		

	